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Einleitung
Aus den Schrecken des Zweiten Weltkriegs und der Zeit des Fa-
schismus entstand das humanitäre Völkerrecht. Es steht für den 
universellem Schutz durch grundlegende Menschenrechte und 
für eine klare Ablehnung von Angriffskriegen, wie sie durch die 
Charta der Vereinten Nationen verboten sind.

Mit dem Vormarsch der neoliberalen Agenda seit den 1970er-
Jahren hat sich der Wind gedreht. Märkte sind wichtiger als soziale 
und demokratische Grundrechte. In den letzten Jahren zeigt sich, 
dass diese Abkehr von sozialer Verantwortung über den Neolibe-
ralismus hinausgeht und zunehmend autoritäre und faschistische 
Züge annimmt. Gleichzeitig verlieren internationale Institutionen 
an Legitimität und das Völkerrecht an Bedeutung.

Beschrieben werden handels- und geopolitische Entwicklun-
gen wie der Aufstieg Chinas sowie deren Auswirkungen auf den 
globalen Kapitalismus. Gefragt wird: Warum scheitert eine glo-
balisierte Welt an der Klimakrise und anderen drängenden Krisen 
und Herausforderungen dieser Zeit? Und warum haben gerade 
jetzt autoritäre und faschistische Verheißungen Hochkonjunktur?

Es ist nicht nur die ökonomische und geopolitische Entwicklung, 
die ins Autoritäre weist. Aufgezeigt wird, wie eine nationalistische, 
autoritäre Identitätspolitik, die der eigenen »völkischen« Gemein-
schaft Sicherheit verspricht, an politischem Einfluss gewinnt und 
gleichzeitig durch ihre gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit 
ein Klima der Angst erzeugt,  dadurch die Zerstörung demokra-
tischer Strukturen und der gesellschaftlichen Solidarität betreibt. 
Eine abschließende Fragestellung beschäftigt sich mit Gegenstra-
tegien, die sich daraus für eine demokratische antifaschistische hu-
manistische Perspektive ergeben sollten.
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1. Von der Zwischenkriegszeit 
zur Nachkriegsordnung

Weltwirtschaftskrise, Faschismus 
und neuer Aufbruch
In Gesellschaften, in denen soziale Rechte, wirtschaftliche Sicher-
heit und Perspektiven fehlen, kann Faschismus als autoritäre »Ord-
nung« die Macht erlangen; die Geschichte der Zwischenkriegszeit 
liefert hierfür eindeutige Belege.

Der Börsencrash der New Yorker Börse im Oktober 1929 war ein 
zentraler Auslöser der Weltwirtschaftskrise 1929–1933, aber nicht 
deren alleinige Ursache. Die damalige Krisendynamik verstärkte 
sich zwar durch die spekulativen Finanzmärkte, die strukturellen 
Widersprüche waren jedoch auch geprägt von angehäuftem Ka-
pital, das aufgrund von Überakkumulation keine rentablen Ver-
wertungsmöglichkeiten mehr fand, was bei gleichzeitigen Nach-
fragelücken zum tendenziellen Fall der Profitrate und der Krise 
führte. In der Folge kam es zu Betriebsstilllegungen, einem star-
ken Rückgang der Industrieproduktion, des Welthandels und der 
internationalen Finanzströme.

Die Weltwirtschaftskrise 1929 führte zu Massenarbeitslosigkeit 
und stürzte Arbeiter*innen und alle Menschen, die von deren Ein-
kommen leben mussten, in massive Armut und Elend; Löhne san-
ken oder fielen ganz aus. Viele Familien verloren dadurch ihre 
Lebensgrundlage. Hunger, Obdachlosigkeit und verschlechterte 
Gesundheits- und Wohnverhältnisse breiteten sich aus. Gleichzei-
tig standen erste Errungenschaften sozialer Sicherungssysteme 
vor dem Zusammenbruch: Staatliche und betriebliche Unterstüt-
zungsleistungen, Versicherungs- oder Fürsorgeprogramme wur-
den gekürzt oder gestrichen.

Die wirtschaftliche und soziale Krise führte zu verschärften so-
zialen Spannungen, sie förderte den Aufstieg rechtsradikaler po-
litischer Kräfte und befeuerte autoritäre Lösungen. Die Rechts-
radikalen bedienten die ökonomischen Ängste der Menschen, 
indem sie die Gesellschaft mit einfachen Erklärungen spaltete 
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und Sündenböcke schuf. Sie versprachen eine nationale Wieder-
auferstehung. Eine nationalistische, rassistische und autoritäre 
Propaganda mit einer entmenschlichenden Hetze durchdrang 
gesellschaftliche Strukturen wie Medien, Schulen und kulturel-
le Institutionen. Feindbilder und Verschwörungsnarrative legiti-
mierten radikale Maßnahmen und die Ausgrenzung ganzer Be-
völkerungsgruppen. Mit gezielter Kriminalisierung, Repression 
und paramilitärischer Gewalt gegen gesellschaftliche oppositi-
onelle Gruppen wurde eine politische Ordnung durchgesetzt, 
die im Faschismus endete.

Ziel war die Schaffung einer »Volksgemeinschaft« mit einem 
»völkischen Lebensraum« durch Ausgrenzung, Entrechtung und 
Vertreibung. Gewerkschaften, linke Organisationen und sozia-
le Bewegungen wurden kriminalisiert, verfolgt oder zwangsauf-
gelöst. Menschen, die Nationalsozialisten als »unerwünscht« be-
trachteten, wurden inhaftiert oder umgebracht. Die Verfolgung 
von Minderheiten im Nationalsozialismus war durchdrungen von 
einer antisemitischen Rassenideologie. Angeknüpft wurde an 
das alte antisemitische Bild einer angeblichen jüdischen Weltver-
schwörung. Damit wurden Juden mit einer rassistischen Zuschrei-
bung für wirtschaftliche und ökonomische Krisen verantwortlich 
gemacht. Mit dieser Täter‑Opfer‑Umkehr wurden Sündenböcke 
geschaffen, um von den Ursachen der kapitalistischen Krise ab-
zulenken und um Enteignungen, Pogrome und den industriel-
len Massenmord an sechs Millionen Jüdinnen und Juden zu le-
gitimieren.

Karl Polanyi zum Scheitern 
der selbstregulierenden Marktlogik
Der Historiker und Anthropologe Karl Polanyi (1886–1964) be-
schrieb schon im Jahr 1944 in seinem Buch »The Great Transfor-
mation« (Polanyi 2024/1944), dass der Faschismus soziale und öko-
nomische Ursachen hatte und kein reines Resultat psychologischer 
Massenphänomene war. Polanyi betont die Rolle von Teilen der 
ökonomischen und politischen Eliten, die autoritäre oder faschis-
tische Bewegungen unterstützen, weil sie glauben, das kapitalis-
tische System und ihre Privilegien so besser sichern zu können.
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Gleichzeitig beschrieb er das Versagen der Ideologie eines 
selbstregulierenden Marktes. Er war der Überzeugung, »dass die 
Ursprünge der Katastrophe in dem utopischen Bemühen des Wirt-
schaftsliberalismus zur Errichtung eines selbstregulierenden Markt-
systems lagen«. Und er folgerte: »Aus einer solchen gefährlichen 
Sackgasse entstand im 20. Jahrhundert die faschistische Krise.«

Die Marktwirtschaft zerstöre demnach traditionelle Sicherungs-
netzwerke und schafft massiven sozialen Druck. Polanyi beschrieb, 
dass sich Konzerne und Investoren als Akteure des Marktes jeg-
licher sozialen Verantwortung entziehen, sich der Markt und da-
mit die Akteure des Marktes aus der gesellschaftlichen Verant-
wortung »entbetten«. Die »Beherrschung des Wirtschaftssystems 
durch den Markt« sei »von ungeheurer Bedeutung für die Gesamt-
struktur der Gesellschaft«, denn »sie bedeutet nicht weniger als 
die Behandlung der Gesellschaft als Anhängsel des Marktes. Die 
Wirtschaft ist nicht mehr in die sozialen Beziehungen eingebet-
tet, sondern die sozialen Beziehungen sind in das Wirtschaftssys-
tem eingebettet.« (Ebd.: 88)

Faschismus war damit auch eine Reaktion auf das Scheitern des 
Marktfundamentalismus und auf die Entbettung der Wirtschaft aus 
sozialen Beziehungen.

Vom Schrecken des Faschismus 
zur Nachkriegsordnung nach 1945
Nach Weltwirtschaftskrise, Weltkrieg und Faschismus lag Deutsch-
land in Trümmern und Millionen Menschen kämpften ums Über-
leben. Mit dem Kriegsende 1945 war der Wirtschaftsliberalismus 
und die Ideologie eines selbstregulierenden Marktes diskreditiert. 
Eine antikapitalistische Stimmung war weit verbreitet. Forderun-
gen nach einer regulierenden Wirtschaftspolitik und sozialen Si-
cherungssystemen, Überlegungen über eine Verstaatlichung von 
Schlüsselindustrien und Großbanken machten die Runde. Von ei-
nem demokratischen Neubeginn, der die destruktive Macht der 
Märkte eingrenzt, war die Rede. Die Märkte sollten dem Gemein-
wohl dienen.

Natürlich war es nach 1945 in erster Linie die Arbeiter*innen-
bewegung, die dem Kapitalismus starke Fesseln anlegen wollte, 
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für Vergesellschaftung, soziale Sicherheit und für eine Demokra-
tisierung eintrat. Die Macht der Großkonzerne sollte beschnitten 
werden. Sie galten als mitverantwortlich für den Aufstieg der Fa-
schisten.

Selbst die Christdemokraten sprachen im Ahlener Programm 
1947 von einer gemischten Wirtschaft, in der teilweise eine Ver-
staatlichung von Industrien und Banken und ein gemeinwirtschaft-
licher Sektor parallel zu einer marktwirtschaftlichen Wirtschaft 
existieren sollte. Ein »Staatssozialismus« wurde dagegen abge-
lehnt.

Eingeleitet wurde das Ahlener Programm mit der Feststellung, 
»Das kapitalistische Wirtschaftssystem ist den staatlichen und so-
zialen Lebensinteressen des deutschen Volkes nicht gerecht ge-
worden.« Ziel könne »nicht mehr das kapitalistische Gewinn- und 
Machtstreben, sondern nur das Wohlergehen unseres Volkes sein. 
Durch eine gemeinwirtschaftliche Ordnung soll das deutsche Volk 
eine Wirtschafts- und Sozialverfassung erhalten, die dem Recht 
und der Würde des Menschen entspricht, dem geistigen und ma-
teriellen Aufbau unseres Volkes dient und den inneren und äuße-
ren Frieden sichert.«

Wenn wir die völkische Sprache beiseitelegen: Das Ahlener Pro-
gramm war eine Reaktion auf die vorherrschende Stimmung in der 
Bevölkerung und darauf ausgerichtet, sich nicht davon zu isolie-
ren. Forderungen nach mehr sozialer Gerechtigkeit mussten ein-
gefangen werden, um den Einfluss von linken und Gewerkschaf-
ten zurückzudrängen und um den Führungsanspruch zu sichern. 
Die Sicherung des sozialen Friedens war ein entscheidendes Ziel, 
auch als Voraussetzung für einen störungsfreien Machterhalt.

Die CDU erklärt in ihrem Ahlener Programm, sie überneh-
me soziale Verantwortung im Rahmen einer »sozialen Markt-
wirtschaft«. Diese sehe auch staatliche Eingriffe vor. Verstaat-
lichungen bestimmter Schlüsselindustrien und der Aufbau 
gemeinwirtschaftlicher Sektoren würden als ergänzende, nicht-
marktwirtschaftliche Elemente anerkannt. Bereits zwei Jahre spä-
ter wurde das Programm jedoch revidiert: Die CDU orientierte 
sich am Kurs der amerikanischen Politik und setzte auf den Auf-
bau einer marktwirtschaftlichen Ordnung. Das Versprechen ei-
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ner »sozialen Marktwirtschaft« erhielt damit eine völlig neue und 
andere Grundlage.

Fordismus und Massenproduktion
Die Nationalsozialisten kamen in einer Zeit an die Macht, in der 
die fordistische Phase der kapitalistischen Produktion in Deutsch-
land schon begonnen hatte. Die fordistische Produktionsweise 
wurde durch Henry Fords Fließband-Autoproduktion in den sei-
nen Werken in den USA bekannt. In Deutschland wurde Fließ-
bandarbeit und standardisierte Massenproduktion schon ab 1925 
in den Ford-Werken in Köln eingeführt. Ziel war die Verbilligung 
der Herstellungskosten, damit Waren so günstig wurden, dass sie 
auch von Arbeiterinnen und Arbeitern gekauft werden konnten 
— also die Produktion von Massenwaren für den Massenkonsum.

Durch Investitionen in Maschinen wurde die Arbeit verdichtet 
und auf standardisierte Fließbandprozesse ausgerichtet; mensch-
liche Arbeit wurde durch Maschinen ersetzt. Pro Einheit war somit 
weniger menschliche Arbeitszeit erforderlich. Investoren erwarte-
ten Rendite auf ihr eingesetztes Kapital, weshalb Produkte güns-
tiger hergestellt und massenhaft verkauft werden sollten. Gleich-
zeitig blieb dadurch pro Produktionseinheit weniger Lohn für die 
Beschäftigten übrig. Diese Produktionsweise trug dadurch auch 
zum Verlust von Arbeitsplätzen bei und war eine von mehreren Ur-
sachen für die Massenarbeitslosigkeit in der Zwischenkriegszeit.

Dabei trat eine grundlegende innere Logik der kapitalistischen 
Produktionsweise noch deutlicher in Erscheinung: Karl Marx wies 
bereits 1867 im »Kapital« auf den Wachstumszwang als inneres 
Gesetz der kapitalistischen Produktionsweise hin. Er schrieb dort: 
»Außerdem macht die Entwicklung der kapitalistischen Produk-
tion eine fortwährende Steigerung des in einem industriellen 
Unternehmen angelegten Kapitals zur Notwendigkeit, und die 
Konkurrenz herrscht jedem individuellen Kapitalisten die imma-
nenten Gesetze der kapitalistischen Produktionsweise als äußere 
Zwangsgesetze auf. Sie zwingt ihn, sein Kapital fortwährend aus-
zudehnen, um es zu erhalten, und ausdehnen kann er es nur ver-
mittelst progressiver Akkumulation.« (Marx 1965: 618) Dieser »Ak-
kumulation ins Unendliche« sind jedoch Grenzen gesetzt. Durch 
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seine Abhängigkeit von steigendem Absatz und anderen heute 
immer deutlicher sichtbaren Wachstumsgrenzen, wie die ökolo-
gischen und planetaren Grenzen, ist ein System, das auf ständi-
ges Wachstum angewiesen ist, nicht mehr tragbar.

Der Fordismus konnte kurzfristig über einen bestimmten Zeit-
raum Wachstum erzeugen. Gleichzeitig ist er anfällig für Krisen 
wie die Weltwirtschaftskrise 1929 oder dann in den 1970er-Jah-
ren. Nach dem Zweiten Weltkrieg stieg zudem zunächst infol-
ge der enormen Kriegszerstörungen die gesamtwirtschaftliche 
Nachfrage.

John Maynard Keynes
Hier setze schon während der Weltwirtschaftskrise in den 1930er-
Jahren John Maynard Keynes an. Er kritisierte den »Laissez-faire«-
Liberalismus und dessen Annahme, ein freier Markt würde un-
weigerlich zu einem gesamtwirtschaftlichen Gleichgewicht und 
zu Vollbeschäftigung führen. Er forderte stattdessen eine aktive 
staatliche Konjunkturpolitik. Da eine kapitalistische Marktwirt-
schaft instabil sei und dies zu längeren Perioden hoher Arbeits-
losigkeit führen könnte, müsse diese Marktwirtschaft durch staat-
liche Intervention stabilisiert werden. Er beschrieb diese Ideen 
in seinem 1936 veröffentlichten Buch »Allgemeine Theorie der 
Beschäftigung, des Zinses und des Geldes« (Keynes 2017/1936).

Die Krisen der 1970er-Jahre machten die Grenzen des Keyne-
sianismus deutlich. Er hat zwar das Potenzial, Krisen zu entschär-
fen, ist aber langfristig gesehen keine Antwort auf die struktu-
rellen, sozialen und ökologischen Widersprüche und Krisen des 
Kapitalismus. »Grundsätzlich stellt der praktizierte Keynesia-
nismus den Versuch einer Versöhnung der ›Logik des Kapitals‹ 
und der ›Logik der Arbeiterklasse‹ dar« so Elmar Altvater (1981). 
Keynesianismus zielt daher auf eine Stabilisierung statt auf einen 
grundlegenden Strukturwandel ab. Kapitalinteressen und öko-
nomische Machtverhältnisse werden dabei kaum angetastet. Zu-
dem führt die keynesianische Wachstumsförderung immer deut-
licher durch Ressourcenverbrauch und Umweltzerstörung an die 
Grenzen des Wachstums.




